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Zur Umsetzung ihrer Ziele genießen Radrennfahrer eine 
Sonderstellung im Straßenverkehr.
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Steuerreform l 2015

Liebe Klientinnen 
und Klienten!
Die Katze ist aus dem Sack, 

die Bundesregierung hat 
die beabsichtigten Maßnah­
men zur Steuerreform 2015 
präsentiert. Leider liegt zum 
Redaktionsschluss der Ent­
wurf für die Gesetzeswerdung 
noch nicht vor. Der Zeitplan 
sieht derzeit eine Begutach­
tung ab Anfang Mai und eine 
Beschlussfassung in National­
rat und Bundesrat im Juli vor. 
Dieser Zeitplan ist auch grund­
sätzlich angemessen gegen­
über dem angekündigten Ter­
min für das Inkrafttreten der 
Steuerreform, nämlich am 01. 
Jänner 2016. Allerdings gibt es 
Gerüchte, dass die beabsichtig­
ten Maßnahmen zur Gegen­
finanzierung der Tarifentla­
stung hinsichtlich der Grund­
erwerbsteuer bereits früher 
und zwar per 1. Juli 2015 in Kraft 
treten sollen. Angedacht wird 
sogar eine gewisse Rückwir­
kung, wobei derzeit noch völlig 
unklar ist, was und in welchem 
zeitlichen Rahmen. 

Aber der Reihe nach: In der 
Einkommensteuer ist im We­
sentlichen eine Senkung des 
Eingangssteuersatzes auf 25 
Prozent geplant, der Spitzen­
steuersatz soll auf 55 Prozent 
angehoben werden und der 
Steuersatz von 50 Prozent, der 
bisher ab 60.000 Euro galt, 
wird angepasst, dass zwischen 
60.000 Euro und 90.000 Eu­
ro 42 Prozent und darüber hi­
naus bis 1 Mio 48 Prozent Ein­
kommensteuer zu zahlen sind. 
Flankiert wird diese Tarifan­
passung durch bestimmte Zu­
schläge und Absetzbeträge. 

Von wesentlicher Bedeu­
tung wird die Neuregelung 
des Sachbezuges für Dienst­
autos sein, wobei unter dem 
Stichwort Ökologisierung für 
Dienstfahrzeuge mit Elektro­
motor kein Sachbezug anfällt. 

Der Sachbezug selbst soll auf 
2 Prozent des Anschaffungs­
wertes angehoben werden. 

Von wesentlicher Bedeutung 
für Eigentümer von Grund 
und Boden ist die geplante Er­
höhung der Grunderwerbsteu­
er bei Transaktionen inner­
halb der Familie. Konnten bis­
her Liegenschaften an begün­
stigte Angehörige auf Basis ei­
ner Bemessungsgrundlage des 
dreifachen Einheitswertes re­
lativ kostengünstig übertra­
gen werden, so soll künftig der 
Verkehrswert der Liegenschaft 
maßgeblich sein. Neu geschaf­
fen wird ein Stufentarif, wo­
nach bei Verkehrswerten bis 
250.000 Euro der Steuersatz 
in Zukunft 0,5 Prozent betra­
gen soll, darüber hinaus bis 
400.000 Euro 2 Prozent und 
3,5 Prozent über 400.000 Euro. 
Insbesondere ist derzeit noch 
nicht bekannt, ob Ausnahmen 
tatsächlich nur für die Land­
wirtschaft bestehen sollen bzw 
für altersbedingte unentgelt­
liche Betriebsübertragungen 
Freibeträge vorgesehen wer­
den, oder ob Härtefälle bzw ge­
sellschaftsrechtliche Vorgän­
ge auch begünstigt werden. 
Auch ist derzeit noch völlig of­
fen, wie der Verkehrswert bei 
der (teilweise) unentgeltlichen 
Übertragung ermittelt werden 
muss bzw. wer die für die Er­
mittlung des Verkehrswertes 
(allenfalls) anfallenden Kosten 
zu tragen hat.

Es kann daher derzeit nur 
empfohlen werden, ohnehin 
geplante Übertragungen zu 
prüfen und gegebenenfalls 
vorzuziehen, die zivilrechtliche 
Position des Eigentümers kann 
durch Belastungs- und Veräu­
ßerungsverbote, Wohnrechte 
etc. abgesichert werden. Wir 
beraten Sie diesbezüglich ger­
ne, soweit der aktuelle Kennt­

nisstand dies zulässt. Dieser 
Kenntnisstand wird sich aber 
laufend „verdichten“.

Nur kursorisch kann an die­
ser Stelle noch auf die Erhö­
hung der Kapitalertragsteu­
er eingegangen werden, was 
Klein- und Mittelbetriebe er­
heblich belasten wird, weil die 
beabsichtigte Erhöhung bei 
GmbHs zu einer Gesamtsteu­
erbelastung von 45,625 Pro­
zent statt bisher 43,75 Prozent 
führen wird. Jedenfalls ist da­
her die Optimierung des Ge­
schäftsführerbezuges zu prü­
fen, allenfalls sind Umgrün­
dungsmaßnahmen zu überle­
gen. Die Belastungen, die die 
Steuerreform mit sich bringt, 
liegen am Tisch, diese ange­
kündigten Entlastungen wer­
den maßgeblich vom Mittel­
stand zu tragen sein, groß an­
gekündigte Reformen stottern. 
Die Wirkung beabsichtigter 
Maßnahmen im Zusammen­
hang mit der Bekämpfung von 
Sozialbetrug und Verwaltungs­
vereinfachungen wird an der 
Wirklichkeit zu messen sein, 
die getätigten Annahmen sind 
vorsichtig ausgedrückt „opti­
mistisch“. � n
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Für den Richter des Bezirksge-
richtes Mödling war feststell-
bar, dass an einem Karfrei-
tag eine Kundin eines gut be-
suchten Supermarktes nicht 
auf ihre Umgebung achtete, 
sich plötzlich bewegte und 
in die Fahrlinie eines Waren-
transportwagens einer Su-
permarktmitarbeiterin, die 
die sich leerenden Regale auf-
füllen wollte, geriet. Eine Ver-
letzung der rechten Achil-
lessehne war die Folge und 
ein Schmerzengeld von rund 

7.500 Euro sollte das Leiden 
der Kundin lindern. 

Vieles andere hingegen 
blieb unklar und der Richter 
konnte unter anderem fol-
gende Feststellungen nicht 
treffen: 
n Der Abstand des Transport-

wagens zum Regal, vor dem 
die Klägerin stand,

n Ob noch andere Kunden in 
diesem Bereich waren,

n Ob ein größerer Abstand 
eingehalten hätte werden 
können,

n Ob die Kundin einen oder 
mehrere Schritte welcher 
Größe machte,

n Kurz – wie es zum Unfall 
kam und ob sich die Super-
marktmitarbeiterin anders 
verhalten hätte müssen.
Da der Richter aber über 

die Klage entscheiden muss, 
kommen die sogenannten 
Beweislastregeln zur Anwen-
dung.  Wessen Nachteil ist 
es, wenn das Gericht keine 
Feststellungen treffen kann? 
Grundsätzlich muss jede Par-
tei jene Umstände beweisen, 
die für sie günstig sind. Des-
halb muss beispielsweise der 
klagende Ehepartner die Ehe-
verfehlung des anderen Part-
ners beweisen, um den Schei-
dungsprozess zu gewinnen. 
Selbst wenn er dafür mög-
licherweise einen wesent-
lichen Beitrag zur Erhaltung 
von Detektivunternehmen 
leisten muss. 

Es läge also nahe, dass die 
Kundin keinen Ersatz be-
kommt, weil es ihr nicht ge-
lingt, dem Supermarkt ein 
Fehlverhalten nachzuweisen. 
Haben wir den Slogan „der 
Kunde hat immer Recht“ wi-
derlegt? Leider nein, denn auch 
das Gesetz gibt im Zweifel dem 
Kunden Recht. Mit § 1298 ABGB 

existiert nämlich in einem Ver-
tragsverhältnis eine Beweis-
lastregel zu Gunsten des Ver-
tragspartners, in diesem Fall 
des Kunden. Der Supermarkt 
muss beweisen, dass er seine 
Verpflichtungen eingehalten 
hat. Für Juristen ist es klar, dass 
der Supermarkt nicht nur die 
Verpflichtung hat, ordnungs-
gemäße Waren zu überge-
ben, sondern auch sogenann-
te „Schutz- und Sorgfaltspflich-
ten“ hat. Der Supermarkt muss 
den Parkplatz im Winter eisfrei 
halten, nasse Stellen reinigen 
oder ersichtlich machen und 
dafür sorgen, dass seine Mitar-
beiter mit den Versorgungswa-
gerln genügend Seitenabstand 
zu unachtsamen Kunden ein-
halten. 

Der Supermarkt hätte für 
den Prozesserfolg beweisen 
müssen, dass sich seine Mitar-
beiterin richtig verhalten hat, 
beim Transport aufgepasst 
und genügend Abstand ge-
halten hat. Da ihm dies nicht 
gelungen ist, muss er zahlen, 
auch wenn in diesem Fall die 
unachtsame Kundin ein Mit-
verschulden trifft und der Be-
trag im weiteren Verfahren 
zu kürzen ist. 

Wäre die Kundin nicht von 
einer Mitarbeiterin, sondern 
von einem anderen Kunden 
angefahren worden, hätte sie 
den Prozess verloren, weil hier 
die Beweislastregel nicht gilt: 
Zwischen Kunden besteht 
kein Vertragsverhältnis. Glück 
im Unglück also, dass die Kun-
din von einer Supermarktmi-
tarbeiterin niedergefahren 
wurde!� n

G 
 
alileo Galilei hatte 

noch wenig Erfahrung 
mit Prozessen, als er 
meinte, dass sich zwei 
Wahrheiten nie wider-
sprechen können. Rich-
ter sind es gewohnt, 
dass im Gerichtssaal 
verschiedene „Wahrhei-
ten“ nicht übereinstim-
men. Deshalb haben sie 
oft die undankbare Auf-
gabe, aus verschiede-
nen widersprüchlichen 
Aussagen den tatsäch-
lichen Sachverhalt, die 
vermeintliche Wahrheit, 
herauszufiltern. Nicht 
immer ist der Richter 
überzeugt. Seit mehr 
als 2000 Jahren kommt 
es vor, dass der Richter 
einfach feststellt: „non 
liquet“(– „es ist nicht 
klar“).

Beweislast l Der Kunde hat fast immer Recht

Verschiedene 
„Wahrheiten“

RECHT RÄSTELHAFT

Juristische Begriffe sind 
oft nicht für jeden Laien 
verständlich. Mit dem 
neuen Rätsel will „mit 
Recht“ nun in jeder 
Ausgabe rechtliche 
Begriffe erraten lassen.

Was ist eine
„Schlüsselgewalt“
1. Recht des Vermieters, 
zur Sicherung seines 
gesetzlichen Pfandrechtes 
an den vom Mieter in die 
Wohnung eingebrachten 
Möbel die Wohnungstüre 
zu versperren und das 
Schloss zu wechseln
2. Recht des Richters, den 
Verkaufserlös aus einer 
Zwangsversteigerung 
nach einem bestimm-
ten Schlüssel unter die 
Berechtigten zu verteilen
3. Recht des haushalts-
führenden, einkommens-
losen Ehegatten, den 
anderen Ehegatten bei 
Rechtsgeschäften des 
täglichen Lebens betref-
fend den gemeinsamen 
Haushalt zu vertreten

Antwort
3. Schlüsselgewalt bezeich-
net das Recht des den 
Haushalt führenden, über 
kein eigenes Einkommen 
verfügenden Ehegatten, 
Rechtsgeschäfte, 
die zur Deckung des 
Lebensunterhalts beitra-
gen, auch mit Wirkung für 
oder gegen den anderen 
Ehepartner durchzu-
führen. Das bedeutet, 
dass der Gläubiger eines 
Geldbetrages diesen 
auch von dem anderen 
Ehepartner direkt fordern 
kann (§ 96 ABGB)
Historisch geht die 
Schlüsselgewalt bis 
in die Antike zurück. 
Im Mittelalter trugen 
verheiratete Frauen 
einen Schlüsselbund als 
sichtbares Zeichen ihres 
Rechtes. Es war besonders 
für Ehefrauen bedeu-
tungsvoll, da sie außer-
halb der Schlüsselgewalt 
für verpflichtende 
Rechtsgeschäfte unter 
der Vormundschaft ihres 
Ehemannes standen.
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Fügt das Kind nun Scha-
den zu, haften die Eltern nur, 
wenn der Schaden durch ei-
ne Verletzung der Aufsichts-
pflicht eingetreten ist. We-
sentlich ist auch das Alter des 
Kindes: Obwohl die elterliche 
Aufsichtspflicht bis zur Voll-
jährigkeit fortbesteht, sind 
Kinder ab dem 14. Geburts-
tag deliktsfähig („mündige 
Minderjährige“) und haften 
selbst für Schäden, die sie 
verursachen; - tritt eine Auf-
sichtspflichtverletzung durch 
die Eltern hinzu, haften sie ge-
meinsam mit ihrem Kind.

Selbst im Falle eines Scha-
denseintritts durch delikts-
unfähige Personen (unter 14 
Jahre) ohne Hinzutreten ei-
ner Aufsichtspflichtverlet-
zung, sorgt das Gesetz vor. Ei-

Unter der zivilrechtlichen Lu-
pe ergibt sich ein differen-
ziertes Bild, denn das Gesetz 
nimmt Kinder manchmal 
selbst in die Pflicht. Für Schä-
den hingegen, die Kinder er-
leiden, gelten die allgemei-
nen Regeln.

Schadenersatzrechtlich 
verantwortlich, also haft-
pflichtig, werden Eltern für 
vom Kind verursachte Schä-
den nur im Falle einer Ver-
letzung der elterlichen Auf-
sichtspflicht. Die elterlichen 
Pflichten sollen Selbstschä-
digungen des Kindes, aber 
auch Schädigungen anderer 
Personen verhindern. Eine 
Überbindung der Aufsichts-
pflicht ist möglich. Siekann 
haftungsbefreiend an geeig-
nete Personen (sei es in der 
Familie oder an Betreuungs-
einrichtungen) erfolgen. Die 
geschuldete Aufsicht ist von 
Alter und Entwicklungsstand 
des Kindes abhängig. Sie ver-
pflichtet Eltern, sich über 
mögliche Gefahren für ihr 
Kind zu erkundigen, sie aus-
zuschalten oder das Kind da-
vor zu warnen und schlus-
sendlich den richtigen Um-
gang damit zu vermitteln. 

ne Haftung des Deliktsun-
fähigen kommt etwa in Be-
tracht, wenn nach den Regeln 
der Billigkeit das schadens-
stiftende Kind den Schaden 
besser tragen kann als der Ge-
schädigte, beispielsweise weil 
es über entsprechend hohes 
Vermögen verfügt oder über 
eine Haftpflichtversicherung, 
die den Schaden decken muss.

Können wir schon „die Kin-
der nach unserem Sinne nicht 
formen“, wie Goethe sagte, so 
schafft das Gesetz durchaus 
einen sachgerechten Aus-
gleich zwischen den Interes-
sen der Eltern an notwendi-
gen Freiräumen für ihre Kin-
der und den berechtigten An-
liegen Dritter, Ersatz für durch 
Kinder erlittene Schäden zu 
erhalten.� n

E 
 
ltern haften für ihre 

Kinder“ – so oder ähn-
lich drohend heißt es 
vielfach, etwa auf Spiel-
plätzen. Es ruft Eltern in 
Erinnerung, was selbst-
verständlich klingt: Für 
Schäden, die Kinder 
verursachen, sind in 
erster Linie die Eltern 
verantwortlich. Doch ist 
das immer so?

Vertrauen ist gut l Kontrolle ist besser

Wer haftet für Schäden 
meines Kindes?

mit RECHT
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Schadenersatzrechtlich verantwortlich, also 
haftpflichtig, werden Eltern für vom Kind 
verursachte Schäden nur im Falle einer 
Verletzung der elterlichen Aufsichtspflicht. 
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Ob der Angehörige für seine 
Pflege und Betreuung nach 
dem Tod des Pfleglings eine 
Abgeltung erhält oder die-
se kostenlos erfolgte, hängt 
letztlich von der „Vereinba-
rung“ ab. 

In einem kürzlich vom 
Obersten Gerichtshof ent-
schiedenen Fall (OGH 6 Ob 
149/14a) klagte die Oma ih-
re Enkelin auf Zahlung von 

rund 270.000 Euro: Der Sohn 
der Klägerin (= Vater der Be-
klagten) wurde bei einem 
Verkehrsunfall 1997 schwer 
verletzt und war rund 15 Jah-
re lang pflegebedürftig. Die 
Pflege und Betreuung (23.500 
Stunden) erfolgten durch die 
klagende Großmutter und 
den Großvater. Alleinerbin 
des Nachlasses des verstor-
benen Sohnes war jedoch sei-
ne (beklagte) Tochter, also 
die Enkelin der Klägerin. Der 
Oberste Gerichtshof kam un-
ter Heranziehung des Min-
destlohntarifes von Kranken-
betreuern (neu! 12,70 Euro pro 
Stunde) zu dem Ergebnis, dass 
der Großmutter an erbrach-
ter Pflege- und Betreuungs-
leistungen eine Entschädi-
gung von rund 270.000 Euro 
zusteht. Der Oberste Gerichts-
hof wies in seiner Begrün-
dung ausdrücklich darauf 
hin, dass die Pflege der Groß-
mutter weit über ihre gesetz-
liche Beistandspflicht zwi-
schen Familienangehörigen 
hinausgeht. Nach Ansicht des 
Höchstgerichtes wird diese 
unentgeltliche familiäre Bei-
standspflicht überschritten,  
wenn die umfassende Betreu-
ung des Pflegebedürftigen (al-
lenfalls sogar unter Aufnah-
me im eigenen Haushalt) er-
folgt, um diesem die Fremd-
pflege und sogar den Aufent-
halt in einem Pflegeheim zu 
ersparen.

Eine Abgeltung solcher Pfle-
geleistungen erfolgt nach An-
sicht des Höchstgerichtes je-
doch nur dann, wenn der 
pflegende Angehörige (wie 
im konkreten Fall) bereits vor 
oder zumindest noch wäh-
rend der Pflege gegenüber 
dem Pflegling oder dessen 
Sachwalter offenlegt, dass er 
diese Leistungen in der Er-
wartung einer Gegenleistung 
zu erbringen gedenkt. Diese 
Ansprüche auf eine Gegen-

leistung bestehen dann nach 
dem Tod des Pfleglings gegen-
über dessen Nachlass bzw. 
den Erben weiter.

Mit dieser neuen Entschei-
dung folgt der Oberste Ge-
richtshof einer Judikaturlinie, 
die etwa auch einer Ehegattin, 
die ihren bettlägerigen Mann 
über Jahre pflegte, nach de-
ren Scheidung eine angemes-
sene Abgeltung zusprach, 
weil die Leistungen in der Er-
wartung einer andauernden 
Ehe erbracht wurden. Diese 
Erwartung wurde nachträg-
lich durch die Scheidung ent-
täuscht (OGH 6 Ob 76/12p). 

Um spätere Beweis- und 
Verjährungsprobleme für den 
pflegenden Angehörigen zu 
vermeiden, ist der Abschluss 
eines schriftlichen Betreu-
ungsvertrages mit dem zu 
pflegenden Familienmitglied 
oder dessen Sachwalter zu 
empfehlen. Damit ist für al-
le Beteiligten – auch über den 
Tod des Betroffenen hinaus 
– offen gelegt, dass die Pfle-
ge und Betreuung über die 
übliche Familien-Beistands-
pflicht hinaus geht und fi-
nanziell abgegolten werden 
soll. � n

D 
 
ie Pflegebetreu-

ung von Menschen 
mit Beeinträchtigung 
durch Angehörige hat 
in Österreich eine große 
Bedeutung. Nach Un-
tersuchungen des Sozi-
alministeriums nehmen 
über 50 Prozent von 
Pflegegeldbeziehern 
keine professionelle 
Pflege oder Betreuung 
in Anspruch – sie erfolgt 
in der Regel durch die 
Familie, vorwiegend 
durch Frauen.

Entschädigung l für Pflege von Familienangehörigen

Ansprüche gegen Erben
ge

pf
le

gt
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tung vergleichbar sein. Ob 
der Radrennfahrer Mitglied 
einer Radsportvereinigung 
(Amateur oder Profi) oder ei-
ne in seiner Freizeit trainie-
rende Privatperson ist, macht 
hingegen keinen Unterschied, 
solange nur ein Rennfahrrad 
benutzt wird. Ein Rennfahr-
rad wird gemäß der Fahrrad-
verordnung als Fahrrad mit 
Rennlenker definiert, dessen 
Eigengewicht im fahrberei-
ten Zustand 12 kg nicht über-
schreitet, dessen äußerer Fel-
gendurchmesser mindestens 
630 mm und dessen äuße-
re Felgenbreite höchstens 23 
mm beträgt. 

Zur Umsetzung ihrer sport-
lichen Ziele genießen Rad-
rennfahrer gewisse Privile-
gien im Straßenverkehr. Bei 
Tageslicht und guter Sicht 
darf etwa auf Rückstrahler, 
Beleuchtung und Klingel ver-
zichtet werden. Der Radrenn-
fahrer ist nicht an die Benüt-
zung von Radwegen gebun-
den. Vielmehr stehen ihm da-
neben auch öffentliche Stra-
ßen zur Verfügung. Radrenn-
fahrer dürfen nebeneinan-

Der Oberste Gerichtshof ver-
steht unter einer Trainings-
fahrt eine Fahrt im Rah-
men eines systematisch ge-
planten, pädagogisch fun-
dierten und methodisch ziel-
gerichteten Handlungsver-
laufes zur Steigerung und Op-
timierung sportlicher Leis-
tungen. Die verwendete Aus-
rüstung und die Geschwin-
digkeit müssen mit jenen ei-
ner radsportlichen Veranstal-

der bzw. in Pulk-Formation 
fahren, wobei grundsätzlich 
ein ausreichender Seitenab-
stand einzuhalten ist. Dass 
derartige Vorschriften nicht 
zur Steigerung und Optimie-
rung sportlicher Leistungen 
im Sinne der Trainingsfahrt 
beitragen, hat auch der Ober-
ste Gerichtshof erkannt und 
den Begriff des Trainingskon-
senses entwickelt. Demnach 
können Vorschriften, welche 
Gefährdungen der Radrenn-
fahrer untereinander vermei-
den sollen, durch Einigkeit in-
nerhalb der Gruppe außer 
Kraft gesetzt werden. Liegt 
daher beispielsweise ein Kon-
sens über ein Windschatten-
fahren vor, so hat jeder Rad-
rennfahrer der Gruppe alle Ri-
siken selbst zu tragen, die ei-
ne Folge des zu geringen Tie-
fenabstandes sind. Schaden-
ersatzansprüche der Radrenn-
fahrer untereinander werden 
bei Vorliegen eines Trainings-
konsenses somit grundsätz-
lich ausgeschlossen. Schaden-
ersatzansprüche von oder ge-
gen Dritte sind davon jedoch 
unberührt.� n

M 
 
it den ersten 

wohltuenden Sonnen-
strahlen finden sich 
auch die Radfahrer 
wieder vermehrt auf 
Österreichs Straßen. 
Doch Radfahrer ist nicht 
gleich Radfahrer. Eine 
Sonderstellung unter 
ihnen nehmen die Rad-
rennfahrer ein, wenn 
sie im Zuge einer soge-
nannten Trainingsfahrt 
unterwegs sind.

Der Radrennfahrer l in der StVO

Sonderstellung beim 
Training

TIPP

Bei einem Rennlenker 
handelt es sich um eine 
Lenkstange, die in der 
Regel einen nach vorne 
und unten gekrümm-
ten Griff (Hornlenker) 
aufweist. Dadurch soll 
es dem Radrennfahrer 
ermöglicht werden, 
die im Rennsport 
üblichen hohen 
Geschwindigkeiten zu 
erzielen. Eine analoge 
Anwendung auf ande-
re Fahrräder, welche 
einen geraden bzw. 
T-förmigen Lenker auf-
weisen, ist nach der 
Rechtsprechung nicht 
möglich. Insbesondere 
Mountainbiker können 
daher die Ausnahme
bestimmungen nicht für 
sich in Anspruch neh-
men. Hingegen dürften 
die im Triathlonsport 
verwendeten Lenker 
(Wing-Lenker mit 
Aeroaufsätzen) 
unter den Begriff des 
Rennlenkers fallen. 

Zur Umsetzung ihrer 
sportlichen Ziele genießen Radrennfahrer 
gewisse Privilegien im Straßenverkehr.

Fo
to

: N
eu

m
ay

r

Entschädigung l für Pflege von Familienangehörigen
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Ist die Hauptmieterin einer 
Geschäftsräumlichkeit eine 
Gesellschaft – gemeint sind 
sämtliche juristische Perso-
nen wie Kapitalgesellschaf-
ten, Vereine, Genossenschaf-
ten sowie eingetragene Per-
sonengesellschaften - und än-
dern sich während der Miet-
dauer die rechtlichen und 
wirtschaftlichen Verhältnisse 
wesentlich, so berechtigt § 12a 
Abs 3 Mietrechtsgesetz (MRG) 
den Vermieter binnen sechs 
Monaten ab diesem Macht-
wechsel den Hauptmietzins 
bis zum angemessenen Be-
trag anzuheben. 

Bei Kapitalgesellschaften 
kommt es also darauf an, ob 
der Erwerber von Geschäfts-
anteilen aufgrund seiner ge-

sellschaftsrechtlichen Posi-
tion in der Lage ist, die Ge-
schicke der Gesellschaft fak-
tisch zu lenken. Ein Indikator 
für einen Machtwechsel in 
der Mietergesellschaft wäre 
das „Kippen der Mehrheits-
verhältnisse“.

Bei Personengesellschaften 
vertritt der Oberste Gerichts-
hof die Ansicht, dass das Aus-
scheiden oder der Austausch 
eines persönlich haftenden 
Gesellschafters unabhängig 
von der Größe der Anteils-
verschiebung zu einer ent-
scheidenden Änderung der 
rechtlichen und wirtschaft-
lichen Einflussmöglichkeiten 
führt. Gemäß dem Grundsatz 
der Einzelgeschäftsführungs-
befugnis haften alle Gesell-
schafter persönlich und ha-
ben somit einen bestim-
menden Einfluss auf die aus-
übende Geschäftstätigkeit. 

Solidarische Haftung

Die Geschäftsführung des 
Unternehmens ist dazu ver-
pflichtet, dem Vermieter die-
se Änderungen bekannt zu 
geben. Wird diese Bekannt-
gabepflicht verletzt, ist (in 
erster Linie) die Gesellschaft 
gegenüber dem Vermieter 
schadenersatzpflichtig, ins-
besondere muss sie die Erhö-
hungsbeträge für die Vergan-
genheit (also ab dem Macht-
wechsel) nachzahlen.

Die bisherige Rechtspre-
chung nahm an, dass Ge-
schäftsführer bei schuldhafter 
Pflichtverletzung dem Ver-
mieter gegenüber nur inso-
weit persönlich schadener-
satzpflichtig werden, wenn 
dieser seine Ansprüche gegen-
über dem Unternehmen nicht 
(voll) befriedigen konnte. 

In einer jüngst ergangenen 
Entscheidung (1 Ob 125/14k) 
ging der Oberste Gerichtshof 
von dieser Rechtsprechung 
ab und entschied, dass die 
schuldhaft und pflichtwid-
rig handelnden Organe einer 
Gesellschaft gegenüber dem 
Vermieter solidarisch, also 
gemeinsam mit der Gesell-
schaft haften. 

Durch diese Entscheidung 
soll es dem Vermieter künf-
tig möglich sein, die betref-
fenden Geschäftsführer bei 
Verletzung der ihnen oblie-
genden Informationspflicht 
direkt in Anspruch zu neh-
men. Im Geschäftsalltag be-
deutet das eine Erweiterung 
des Haftungsfonds, da der 
Vermieter seine Ansprüche 
sofort gegen die vertretungs-
befugten Organe und/oder 
gleichzeitig auch gegen die 
Gesellschaft geltend machen 
kann. Es ist daher nicht mehr 
wie bisher notwendig, zu-
erst die Zahlungsunwilligkeit 
oder –unfähigkeit der Gesell-
schaft zu beweisen, sondern 
kann direkt gegen den Ge-
schäftsführer vorgegangen 
werden.� n

Z 
 
ukünftig sollen 

auch der Geschäftsfüh-
rer einer Gesellschaft 
gegenüber dem Vermie-
ter bei Änderung der 
Gesellschafterverhält-
nisse  haften

Haftungsfonds von Vermietern l wird erweitert

Unternehmensnachfolge 
und Immobilien 

ge
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Nicht jeder, der nur in sei-
nen eigenen vier Wänden ar-
beitet, ist zwingend Verbrau-
cher. Das zeigt eine Entschei-
dung des Obersten Gerichts-
hofs in einem Streitfall zwi-
schen einem Kunden und 
einem Baumarkt (OGH 18. Fe-
bruar 2015, 7 Ob 94/14w).

Der Kläger arbeitete als 
selbstständiger Versiche-
rungsmakler oft zu Hause. 
Für diesen Zweck nützte er ei-
nen Raum der Wohnung als 
Arbeitszimmer. Im Zuge einer 
Renovierung sollte die Woh-
nung einen einheitlichen Bo-

den erhalten. Der Kläger kauf-
te daher bei einem Baumarkt 
für die drei Räume seiner 
Wohnung ein Fertigparkett. 
Da der Kläger Katzen hält, 
erkundigte er sich vor dem 
Kauf beim Baumarkt nach 
dem Härtegrad des Bodens. 
Dem Kläger wurde die vom 
Hersteller eingeholte Aus-
kunft weitergegeben. Darauf-
hin entschloss er sich zum 
Kauf und verlegte das Fertig-
parkett. Schon wenige Mo-
nate nach der Verlegung wa-
ren Kratzspuren, die von den 
Katzen verursacht wurden, 
im Boden sichtbar. Der Boden 
wies nicht den zugesagten 
Härtegrad auf. Der Käufer ver-
langte deshalb – gestützt auf 
Gewährleistung – unter an-
derem die Rückerstattung der 
Kosten für den Aus- und Ein-
bau. 

WENN DAS PARKETT Katzenkrallen 
nicht standhält, …

Im Jahr 2011 hat zu diesem 
Thema eine Entscheidung 
des Europäischen Gerichts-
hofs (16.06.2011, C-65/09 und 
C-87/09) für das österrei-
chische Gewährleistungs-
recht eine wesentliche Än-
derung gebracht: Der Unter-
nehmer hat dem Verbraucher 
im Rahmen von dessen Aus-
tauschanspruch auch die Aus- 
und Einbaukosten einer man-
gelhaften Sache zu ersetzen. 
Diese Kosten sind sozusagen 

Teil des Gewährleistungsan-
spruches des Verbrauchers. 
Vor 2011 konnten solche Ko-
sten nur nach Schadenersatz-
recht geltend gemacht wer-
den. Voraussetzung dafür ist 
aber, dass den Verkäufer am 
Eintritt des Schadens ein Ver-
schulden trifft.

Der OGH entschied nun, 
dass ein Geschäft, das ge-
mischt privaten und beruf-
lichen Zwecken dient (der 
Kläger hatte ja in seiner Woh-
nung einen von drei Räumen 
als Büro eingerichtet und ver-
wendet), ist nur dann als Ver-
brauchergeschäft anzusehen, 
wenn der berufliche Teil ei-
ne ganz untergeordnete Rol-
le spielt. Beim Kauf von Par-
kett für drei Räume, von de-
nen einer als Arbeitszimmer 
genützt wird, ist das nicht 
der Fall. Auch eine schaden-
ersatzrechtliche Haftung des 
Baumarktes für diese Kosten 
besteht mangels Verschul-
dens nicht. Der Baumarkt war 
nicht verpflichtet, die Anga-
ben des Herstellers über den 
Härtegrad des Parketts vor 
der Weitergabe an den Kun-
den auf ihre Richtigkeit zu 
prüfen. Der Kläger erhielt da-
her nur den Kaufpreis zurück, 
nicht aber die Aus- und Ein-
baukosten.� n

I 
 
m Rahmen der Ge-

währleistung sind Ver-
käufer grundsätzlich 
auch zum Ausbau der 
mangelhaften und zum 
Einbau einer mangel-
freien Sache bzw. zur 
Tragung dieser Kosten 
verpflichtet. Dieser 
Grundsatz gilt aber nur 
beim Verbraucherge-
schäft (d.h. wenn der 
Verkäufer Unternehmer, 
der Käufer jedoch Ver-
braucher ist).

Gewährleistung l beim Verbrauchergeschäft

Ersatz der 
Aus- und Einbaukosten

TIPP

Gewährleistung 
ist das gesetzliche 
Einstehenmüssen des 
Verkäufers für einen 
Mangel, der zum 
Zeitpunkt der Übergabe 
der Kaufsache bestan-
den hat. Der Mangel 
muss also von Anfang 
vorhanden gewesen 
sein, selbst wenn man 
diesen erst später ent-
deckt. Darauf, ob der 
Verkäufer den Mangel 
verschuldet hat oder 
nicht, kommt es nicht 
an. Als Käufer kann die 
Behebung des Mangels 
oder der Austausch der 
mangelhaften Sache ver-
langt werden. Kommt 
der Verkäufer diesem 
Begehren nicht nach, 
kann Preisminderung 
oder die Aufhebung 
des Vertrages gefordert 
werden.
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Die bisherigen gesetzlichen 
Regelungen beruhten noch 
auf der Stammfassung des 
Allgemeinen Bürgerlichen 
Gesetzbuches aus dem Jahr 
1811 und haben sich in vieler-
lei Hinsicht durch Rechtspre-
chung und Lehre im Lauf der 
Zeit fortgebildet und vom Ge-
setzestext entfernt. An den 
Wesensmerkmalen der GesbR 
hat sich nichts geändert. Die 
GesbR hat auch künftig kei-
ne Rechtspersönlichkeit und 
kann wie bisher formfrei (da-
her auch mündlich oder still-
schweigend!) begründet wer-
den.

Für ab 1. Jänner 2015 be-
gründete GesbRs gilt bereits 
die neue Regelung 

Um der GesbR künftig auch 
größte Flexibilität zu ermög-
lichen, ist festgelegt, dass die 

gesetzlichen Regeln nachran-
gig gelten. In erster Linie sind 
daher die Vereinbarungen 
zwischen den Gesellschaftern 
maßgebend und kann die Zu-
sammenarbeit weitgehend 
frei durch Abschluss eines Ge-
sellschaftsvertrags geregelt 
werden.  In einigen Punkten 
wurde das veraltete Gesetz 
auch bloß an die bestehende 
Rechtsprechung angeglichen. 
Unter anderem kam es in fol-
genden Bereichen zu Klarstel-
lungen bzw. Neuerungen:
n Maßgeblich für die An-

wendbarkeit einzelner Be-
stimmungen (zB Haftung 
von Gesellschaftern gegen-
über Dritten) ist, ob es sich 
um eine Innen- oder Au-
ßengesellschaft handelt. 
Führt die GesbR einen ei-
genen Namen oder wird 
ein Unternehmen betrie-
ben, wird eine Außengesell-
schaft vermutet.

n Bei der Vermögensbetei-
ligung und Gewinnver-
teilung werden die Rege-
lungen in weiten Bereichen 
an die Offene Gesellschaft 
angepasst.

n Im Ausnahmefall, näm-
lich wenn die Fortfüh-
rung der Gesellschaft sonst 
nicht möglich wäre, kön-
nen Gesellschafter zur Lei-
stung von Nachschüssen 
durch Mehrheitsbeschluss 
verpflichtet werden, auch 
wenn dies im Gesellschafts-
vertrag nicht vorgesehen 
ist. 

n Anstelle der bisherigen 
Gesamtgeschäftsführung 
gilt nunmehr in Innenver-
hältnis bei gewöhnlichen 
Geschäften die Einzelge-
schäftsführungsbefugnis 
mit Widerspruchsmöglich-
keit der anderen Gesell-
schafter.

n Entsprechend besteht auch 
im Verhältnis zu Dritten Al-
leinvertretungsbefugnis je-
des Gesellschafters.

n Ausdrücklich festgehalten 
wurde nun, dass die Gesell-
schafter für gesellschafts-
bezogene Verbindlichkeiten 
gegenüber Dritten solida-
risch haften.

n Die GesbR kann nun in ei-
ne Offene Gesellschaft oder 
Kommanditgesellschaft 
umgewandelt werden.

Anpassungsbedarf für 
Altgesellschaften – 

Opting-Out bis  
30. Juni 2016?

Für „Altgesellschaften“, die be-
reits zum 31. Dezember 2014 be-
standen haben, gilt eine Über-
gangsregelung. Einige der Neu-
regelungen (z.B. neue Rege-
lungen der Beiträge der Gesell-
schafter, Nachschusspflichten, 
Geschäftsführungsbefugnisse, 
Gesellschafterbeschlüsse, Auf-
lösungsbestimmungen, etc.) 
gelten für diese erst ab 1. Juli 
2016. Allerdings hat jeder Ge-
sellschafter einer solchen „Alt-
gesellschaft“ das Recht, die Er-
klärung abzugeben, das bishe-
rige Recht beibehalten zu wol-
len. In diesem Fall gelten die 
neuen Bestimmungen erst ab 
1. Jänner 2022.  Gesellschafter 
von „Altgesellschaften“ sind 
daher gut beraten, sich damit 
auseinanderzusetzen, welche 
Auswirkungen die GesbR-Re-
form auf ihre Gesellschaft hat, 
um gegebenenfalls das Opting-
Out in Anspruch zu nehmen 
oder eine Anpassung des Ge-
sellschaftsvertrags anzustre-
ben. Erfahrungsgemäß enthal-
ten viele GesbR-Verträge nur 
rudimentäre vertragliche Be-
stimmungen, sodass in weiten 
Teilen das Gesetz gilt, das sich 
inhaltlich teilweise erheblich 
geändert hat.� n

D 
 
ie Gesellschaft 

bürgerlichen Rechts 
(GesbR) ist eine Gesell-
schaftsform mit sehr 
weitem Anwendungs-
bereich. In der Praxis 
kommen GesbRs als 
Arbeitsgemeinschaften 
für die Abwicklung von 
Bauaufträgen (ARGEs), 
Zusammenschlüsse von 
Freiberuflern, Syndikats-
verträge, Künstlerge-
sellschaften (zB Bands), 
Miteigentumsgemein-
schaften etc. vor. Seit 
1. Jänner 2015 gelten 
neue Regeln für die 
GesbR, die auch Auswir-
kungen auf bestehende 
Gesellschaften haben.

Die Gesellschaft bürgerlichen Rechts l Änderungen

Neu seit 1. Jänner
ge
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punktmäßig sowohl mit dem 
umfangreichen Gebiet des 
Ehe- und Familienrechtes, 
als auch mit dem Gebiet des 
Vertrags- und Immobilien-
rechtes. Ebenso ist Mag. Kal-
tenhauser auf den Gebieten 
des Straf-, Verwaltungs- und 
Zivilrechtes tätig und ist auch 
in englischsprachiger Rechts-
korrespondenz versiert.

„Ich freue mich auf die He-
rausforderungen und wer-
de unsere Klienten und Kli-
entinnen bei Ihren Anlie-
gen optimal unterstützen.“ 
so Kornelia Kaltenhauser an-

lässlich ihrer Angelobung als 
Rechtsanwältin.

Die Rechtsanwaltskanzlei 
wurde im Jahr 1972 von Dr. 
Gerhard Fink gegründet und 
wird derzeit von den Rechts-
anwälten Dr. Peter Bernhart, 
Dr. Bernhard Fink, Mag. Klaus 
Haslinglehner, Dr. Bernd 
Peck, Mag. Kornelia Kalten-
hauser und einem Team 
von elf Mitarbeitern reprä-
sentiert. Bezogen auf die am 
Kanzleisitz tätigen Rechtsan-
wälte, zählt diese Kanzlei zu 
den größten in Kärnten täti-
gen Kanzleien. � n

Die 27-jährige Kärntnerin ist 
eine der jüngsten Rechtsan-
wältinnen in Kärnten. Korne-
lia Kaltenhauser stammt aus 
Grafenstein und hat nach der 
Matura am Europagymnasi-
um in Klagenfurt das Studi-
um der Rechtswissenschaf-
ten an der Karl-Franzens-Uni-
versität Graz begonnen und 
bereits währenddessen als ju-
ristische Mitarbeiterin in ei-
ner Grazer Anwaltskanzlei Er-
fahrungen gesammelt. Nach 
Abschluss des Studiums 2009 
begann sie ihre Karriere als 
Rechtsanwaltsanwärterin in 
der Kanzlei Fink, Bernhart, 
Haslinglehner. Im Mai 2014 
hat sie die Rechtsanwaltsprü-
fung mit Auszeichnung abge-
legt.

Kollegin Kaltenhauser 
stammt aus einer Unter-
nehmerfamilie und hat sich 
daher bereits von Anfang an 
intensiv mit dem Wirtschafts-
recht befasst. Darüber hinaus 
beschäftigt sie sich schwer-

Teamzuwachs l bei Fink, Bernhart, Haslinglehner, Peck

Neue Partnerin: 
Mag. Kornelia Kaltenhauser

M 
 
ag. Kornelia 

Kaltenhauser verstärkt 
als neue Partnerin 
das Anwälteteam der 
Rechtsanwaltskanzlei 
Fink Bernhart Hasling-
lehner Peck. Mit ihrem 
umfassenden Wissen 
wird sie vor allem im 
Wirtschafts-, Vertrags- 
und Immobilienrecht, 
sowie auch im Ehe- und 
Familienrecht betreuen 
und damit das Kom-
petenzangebot der 
Rechtsanwaltskanzlei 
noch ausbauen und in-
tensivieren.

MAG. KORNELIA KALTENHAUSER 
ist neue Partnerin bei  Rechtsanwälten Fink, Bernhart, Haslinglehner, Peck.



Wer rote Zahlen schreibt, 
braucht nicht gleich schwarz zu sehen.

In finanziell schwierigen Zeiten ist der Handlungsspielraum oft sehr 
begrenzt. Um so wichtiger ist es, rechtzeitig Übersicht über noch 
verbleibende Möglichkeiten zu erhalten.
Licht am Ende des Tunnels: www.f-b-h.at


